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Die VDK hat sich bereits anlässlich der 
Jahresversammlung vom 23. Oktober 2008 
mit den konjunkturellen Auswirkungen der 
Finanzkrise befasst. Obschon damals die 
Prognosen noch deutlich günstiger ausgefal­
len waren als im Januar 2009, blieb der Ap­
pell der Vorsteherin des Eidgenössischen 
Volkswirtschaftsdepartements (EVD) zu 
einem antizyklischen Verhalten unwider­
sprochen. Die Kantone sind sich ihrer kon­
junkturpolitischen Rolle bewusst. 

Antizyklisches Verhalten der Kantone  
im Jahr 2009

Gemäss einer Umfrage der VDK im De­
zember 2008, an der sich 20 Kantone betei­
ligten, haben 8 Kantone bereits Massnahmen 
als Reaktion auf die konjunkturellen Auswir­
kungen der Finanzkrise beschlossen. Weitere 
9 Kantone wiesen darauf hin, dass sie im 
Rahmen des Voranschlags 2009 ohnehin ein 
zum Teil bedeutend höheres Investitions­
volumen gegenüber dem Vorjahr veranschla­
gen. Namentlich in den Bereichen öffent­
licher Verkehr, Hochbauten (Schulen, 
Spitäler), Strassenbau, Wasserbau und Hoch­
wasserschutz lösen die Kantone im Jahr 2009 
teilweise erhebliche Investitionen aus. Aus­
serdem werden in verschiedenen Kantonen 
im Jahr 2009 Steuergesetzrevisionen zugun­
sten der privaten Haushalte wirksam. Zum 
Tragen kommen sodann in einem Teil der 
Kantone zusätzliche Massnahmen, die 
wenigstens einen Teil der Bevölkerung entla­
sten (u.a. Reallohnerhöhungen für das 
Staatspersonal, Erhöhung der Verbilligung 
der Krankenkassen, Abfederung von Strom­
preiserhöhungen durch Verzicht auf Gewinn­
ablieferungen). Eine Umfrage der Eidgenös­

sischen Finanzverwaltung (EFV) im Januar 
2009 bei den Kantonen, Städten und Kan­
tonshauptorten bestätigt diese Aussagen (sie­
he Tabelle 1). 

Zusammenfassend verhalten sich die Kan­
tone im Jahr 2009 dem Konjunkturverlauf 
entsprechend antizyklisch, wenn auch nur 
teilweise als Reaktion auf die aktuelle kon­
junkturelle Entwicklung. Ein Teil der zusätz­
lichen Ausgaben sowie der grössere Teil der 
Mindereinnahmen wurden bereits früher im 
Jahr 2008 beschlossen und sind auf die gute 
Finanzlage der Kantone aufgrund der wirt­
schaftlichen Entwicklung in der Vergangen­
heit zurückzuführen. Zahlreiche Kantone  
erwirtschafteten in den Jahren der Hoch­
konjunktur hohe Überschüsse. Zudem pro­
fitierten insbesondere die ressourcen­
schwachen Kantone vom Verkauf der 
Goldreserven der Schweizerischen National­
bank (SNB) und von höheren Ausgleichszah­
lungen im Rahmen des neuen Finanzaus­
gleichs.

Handlungsoptionen der Kantone  
im weiteren Konjunkturverlauf

Aufgrund der sich laufend verdüsternden 
Prognosen besteht seitens der kantonalen 
Volkswirtschaftsdirektorinnen und -direk­
toren kein Zweifel, dass die Krise im Jahr 
2009 nicht ausgestanden sein wird. Sorgen 
bereitet namentlich der prognostizierte An­
stieg der Arbeitslosigkeit. Die Verschlechte­
rung der Beschäftigungslage zeichnete sich 
bereits im 2. Semester 2008 ab. Gegen Ende 
2008 und Anfang 2009 stiegen die Arbeitslo­
senzahlen markant. Ebenso sind die Gesuche 
für Kurzarbeit Anfang 2009 zum Teil drama­
tisch gestiegen. Der konjunkturpolitische 
Handlungsbedarf konkretisiert sich zuneh­
mend. Allerdings ist der Handlungsspiel­
raum der Kantone begrenzt: Sie sind Teil der 
Schweizer Volkswirtschaft und haben nicht 
die konjunkturpolitischen Kompetenzen des 
Bundes und seiner Institutionen. Die Kan­
tone können ausschliesslich im Bereich der 
Fiskalpolitik – d.h. bei der staatlichen Ausga­
ben- und Steuerpolitik – Akzente setzen. Ge­
mäss der Rückmeldungen auf die Umfrage 
der VDK planen mehrere Kantone weitere 
Steuererleichterungen, oder es sind bereits 
Steuergesetzrevisionen beschlossen, die auf 
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rig abzuschätzen. Es liegt jedoch auf der 
Hand, dass die Entwicklung auf der Einnah­
meseite das Verhalten der Kantone auf der 
Ausgabenseite beeinflussen wird. Die Bereit­
schaft, sich angesichts der drohenden Ver­
schuldung konjunkturpolitisch zu engagie­
ren dürfte mit zunehmend niedrigeren 
Einnahmen sinken. Der Entscheid liegt letzt­
lich bei den kantonalen Parlamenten, welche 
die Budgethoheit innehaben. Um die not­
wendige antizyklische Fiskalpolitik allenfalls 
auch unter erschwerten Bedingungen fort­
setzen zu können, braucht es überzeugende 
Argumente und eine sorgfältige Auswahl der 
Massnahmen. Ansonsten besteht die Gefahr, 
dass die angestrebten konjunkturellen Ef­
fekte wegen der zu erwartenden Kompensa­
tionsmassnahmen nicht im gewünschten 
Mass erzielt werden können. 

Nachhaltige Wirkung durch Koordination

Die Erfahrungen mit dem Investitions­
programm des Bundes in den Jahren 1997-
1999 haben gezeigt, dass die Konjunktur nur 
bedingt stimuliert werden kann. Um eine 
nachhaltige Wirkung zu erzielen, erscheint 
eine Koordination der Massnahmen von 
Bund und Kantonen angezeigt. Die kanto­
nalen Volkswirtschaftsdirektorinnen und 
-direktoren haben anlässlich ihrer Tagung 
vom 22. Januar 2009 erstmals von den Mass­
nahmen der Stufe II des Bundes Kenntnis 
genommen. Ein Teil dieser Massnahmen er­
fordern eine kantonale Beteiligung in der 
gleichen Höhe, um die zur Verfügung ste­
henden Bundesmittel auszulösen. Die VDK 
hat sich dafür ausgesprochen, die Massnah­
men sowohl auf politischer als auch auf tech­
nischer Ebene mit dem Bund zu koordinie­
ren. Hierbei wird es primär darum gehen, 
Transparenz zu schaffen und die getroffenen 
Massnahmen bei Bedarf aufeinander abzu­
stimmen. Letztendlich ist es aber an jedem 
Kanton selber, die aus seiner Warte erforder­
lichen Schritte einzuleiten.� 

eine Entlastung der Haushalte abzielen und 
in den Jahren 2010 oder 2011 wirksam wer­
den. Fünf Kantone sehen ab 2010 den Aus­
gleich der kalten Progression vor. Bei der 
Ausgabenpolitik steht ein Vorzug ausfüh­
rungsreifer Investitionsvorhaben im Vorder­
grund. Hier sehen die Kantone namentlich 
in den Bereichen öffentlicher Verkehr, Stras­
senbau, Wasserbau und Hochwasserschutz 
Projekte, die früher als vorgesehen realisiert 
werden könnten. 

Soweit es sich um Projekte handelt, wel­
che die Kantone im Rahmen einer Verbund­
aufgabe mit einer finanziellen Beteiligung 
des Bundes realisieren, ist ausschlaggebend, 
dass die finanziellen Mittel von beiden Seiten 
vorliegen. Verschiedene Kantone weisen da­
rauf hin, dass zwar von Seiten des Bundes 
Finanzierungszusagen bestehen, die dafür 
erforderlichen Mittel aber nicht verfügbar 
sind. Wenn die Kantone die fehlenden Bun­
desmittel vorfinanzieren, fehlen diese für die 
Umsetzung anderer Projekte. Im Bereich des 
Hochwasserschutzes hat der Bund mit dem 
ersten Massnahmenpaket entsprechend rea­
giert und die erforderlichen Mittel bereitge­
stellt.

Finanzhaushaltsrechtliche Vorgaben 
einhalten

Wie der Bund bewegen sich auch die Kan­
tone innerhalb finanzhaushaltsrechtlicher 
Vorgaben. Die Mehrheit der Kantone kennt 
Regelungen, die in irgendeiner Weise eine 
ausgeglichene Rechnung sichern oder eine 
Neuverschuldung verhindern sollen. Auf­
grund der Rückmeldungen aus den Kanto­
nen im Rahmen der VDK-Umfrage ist davon 
auszugehen, dass die meisten Kantone über 
einen gewissen konjunkturpolitischen Hand­
lungsspielraum verfügen. Einige Kantone 
weisen jedoch darauf hin, dass sie diesen 
Spielraum bereits ausgeschöpft haben. Oh­
nehin erscheint es aus heutiger Sicht schwie­
rig, die Reaktionsfähigkeit der Kantone für 
die kommenden Jahre abzuschätzen. Wie die 
Umfrage gezeigt hat, sind allein schon die 
Einnahmeausfälle aufgrund der Finanzkrise, 
die vorab den Bankensektor betrifft, schwie­

In Mrd. CHF	 Kantone	 Städte und	 Total 
		  Kantonshauptorte

Meldungen	 20 von 26	 29 von 41

Mindereinnahmen	 1.0	 0.0	 1.0

Mehrausgaben	 1.5	 0.3	 1.8

Total	 2.5	 0.3	 2.8

Tabelle 1

Konjunkturwirksame Massnahmen von Kantonen, Städten und Kantonshauptorten

� Quelle: EFV (Januar 2009) / Die Volkswirtschaft


